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 P R E S S E M I T T E I L U N G 
Berlin/Wuppertal, 23.August 2021 

 

Betroffene brauchen endlich besseren Zugang zu den Jobcentern!    

Die Situation bei vielen Jobcentern und Agenturen für Arbeit ist für erwerbslose und / oder 

einkommensarme Menschen seit längerem sehr problematisch. Seit Beginn der Corona-

Pandemie sind diese Behörden nur noch schwer erreichbar. Die Antwort der 

Bundesregierung auf eine Anfrage der Partei Die Linke im Bundestag (BT-Drs. 19/31534) 

belegt nun nach Ansicht des Bündnisses „AufRecht bestehen“, dass es der Bundesregierung 

absolut an Problembewusstsein fehlt. Nach Ansicht der Bundesregierung liegt es in der 

Verantwortung der örtlichen Jobcenter ihre Erreichbarkeit zu gewährleisten. Probleme könne 

man nicht erkennen. Eine Kontaktaufnahme Betroffener zum Jobcenter sei auch in der 

Pandemie überall möglich gewesen. 

Für diese nichtssagende und die Situation verharmlosende Antwort hat die Bundesregierung 

mehr als zwei Monate gebraucht.  

Dazu erklärt Frank Jäger für das bundesweite Bündnis „AufRecht bestehen“: „In Bezug auf die 

Zugangsmöglichkeiten ist die aktuelle Lage bei vielen Jobcentern noch immer beunruhigend. Unter 

Corona-Bedingungen sind die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen dieser Behörde häufig kaum 

erreichbar, nicht einmal in akuten Notsituationen. Immer wieder berichten Betroffene, dass es für sie 

auch im akuten Notfall gar nicht möglich ist, zum Jobcenter einen Zugang zu bekommen! Viele 

Ratsuchende berichten, dass ihnen eine schnelle Hilfe des Jobcenters schlicht verweigert wird und 

dass das aufgrund ausstehender Mietzahlungen und geplatzter Überweisungen z. B. zu erheblichen 

Problemen mit dem Vermieter führt.  

Die Erreichbarkeit des Jobcenters ist besonders bei fehlendem Telefon- oder Internetzugang von 
Betroffenen und bei mangelnden Deutschkenntnissen kaum gegeben. Zumal die Jobcenter die durch 
die Corona-Pandemie verursachte Schließung zum Anlass nehmen, um den Leistungszugang zu 
digitalisieren: Anträge und Dokumente sollen möglichst alle elektronisch übermittelt werden. 
Beratungsgespräche und Nachfragen sollen nur noch telefonisch abgewickelt werden. Das grenzt 
viele Menschen aus dem Hilfesystem aus. Wer nicht über die notwendigen Geräte und Kenntnisse im 
Umgang mit der EDV verfügt, seine Anliegen sprachlich im Telefonat nicht eindeutig und in deutscher 
Sprache vorbringen oder nicht gut lesen und schreiben kann, dringt mit seinem Anliegen in der Regel 
nicht durch. Das gilt auch z. B., wenn das Handy wegen Schulden beim Anbieter gesperrt ist, o. ä.“ 

 
Antragstellende erleben auch, dass sie lange in der Warteschleife gehalten werden, bis sie in 

der Telefon-Hotline jemand erreichen. Die Antragstellung wird so massiv erschwert. Selbst 

wer nach längerer Wartezeit durchkommt, kann den Sachverhalt häufig nicht klären, da die 

Hotline-Mitarbeiter*innen viele Vorgänge in der elektronischen Leistungsakte gar nicht 

einsehen können. 
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Erwerbslose sind oft mittellos und verzweifelt, weil man sie mit ihren Problemen allein 

lässt. So darf es nicht weitergehen. Das Bündnis „AufRecht bestehen“ fordert deshalb, 

sofort ein niedrigschwelliges Angebot von persönlichen Notfallsprechstunden bei allen 

Jobcentern und Agenturen für Arbeit einzurichten. Diese sollen bundesweit unter Wahrung 

der erforderlichen Infektionsschutzmaßnahmen zu den gewohnten Öffnungszeiten 

zugänglich sein. So können Betroffene persönliche Anliegen, die sich anderweitig nicht 

klären lassen, schnell zur Sprache bringen. Wer Hilfe beim Ausfüllen von Anträgen benötigt 

oder Unterlagen kopieren will, soll ebenso Hilfe bekommen. Auch muss es für Betroffene 

möglich sein, Eingangsstempel zu erhalten, um die Abgabe von Unterlagen rechtssicher 

nachweisen zu können. 

 

 

Frank Jäger und Rainer Timmermann für das Bündnis ‚AufRecht bestehen‘ 

(für Rückfragen: Tel. 030 / 86 87 67 0-0) 

 

 
Das Bündnis ‚AufRecht bestehen‘ wird getragen von der Arbeitslosenselbsthilfe Oldenburg (ALSO), 
„ARBEITSLOS – NICHT WEHRLOS“ Wolfsburg (ANW), Gruppe Gnadenlos Gerecht Hannover, Gewerkschaftliche 
Arbeitslosengruppe im DGB-KV Bonn/Rhein-Sieg, Bundesarbeitsgemeinschaft Prekäre Lebenslagen (BAG-PLESA), 
Frankfurter Arbeitslosenzentrum e.V. (FALZ), Koordinierungsstelle gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen (KOS), 
Tacheles e.V. Wuppertal, ver.di Bundeserwerbslosenausschuss, Widerspruch e.V. Bielefeld sowie vielen örtlichen 
Bündnissen und Initiativen 
 


